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Im Mittelpunkt dieses Beitrages steht die Frage, inwiefern rechtliche, monetäre und diskursive 
Instrumente der europäischen Raumentwicklungspolitik und territorialen Governance Aus- 
wirkungen auf die nationalen Planungssysteme und -praktiken haben. Darüber hinaus gibt der 
Beitrag Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Territorialen Agenda.
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Auf der Grundlage der Ergebnisse des 2018 abgeschlosse-
nen ESPON-Projektes COMPASS (Comparative Analysis of 
Territorial Governance and Spatial Planning Systems) gibt 
dieser Beitrag einen Überblick über die wesentlichen Trends 
und Einflüsse der europäischen territorialen Governance auf 
die europäischen Planungssysteme und -praktiken zwischen 
2000 und 2016. Außerdem werden die spezifischen Auswir-

kungen der europäischen territorialen Governance (als Zu-
sammenspiel von rechtlichen, monetären und diskursiven 
Instrumenten) auf das deutsche Planungssystem dargestellt. 
Abschließend werden die Empfehlungen, die ESPON COM-
PASS in den laufenden Prozess zur Weiterentwicklung der 
Territorialen Agenda einspeist, zur Diskussion gestellt.  

Die Förderung des wirtschaftlichen, sozialen und – seit dem 
Lissabon-Vertrag 2009 – auch des territorialen Zusammen-
haltes in Europa sind zentrale Ziele der europäischen Struk-
turpolitik. Die Aufgabe der gemeinsamen europäischen 
Raumentwicklungspolitik ist es, dass  die in den EU-Mitglied-
staaten für Raumentwicklung zuständigen Ministerinnen 
und Minister gemeinsam mit der Europäischen Kommission 
zu letzterem Ziel beitragen, indem sie raumbedeutsame Ent-
scheidungen sowohl vertikal zwischen den verschiedenen 
Planungsebenen als auch horizontal mit den raumwirksa-
men Fachpolitiken abstimmen. Dies soll eine ausgewogene 
räumliche Entwicklung und die Nutzung der endogenen 
Potenziale der europäischen Regionen unterstützen (Schön 
2019).

Anders als viele raumwirksame Fachpolitiken (zum Beispiel 
die Verkehrspolitik oder die Umweltpolitik) verfügt die eu-
ropäische Raumentwicklungspolitik aber über keine eigen-
ständigen rechtlichen und operativen Instrumente „von 
oben“, sondern basiert im Sinne ihres zwischenstaatlichen 
Ansatzes vorrangig auf bi- und multilateralen Überein-
künften der Mitgliedstaaten. Diese werden in gemeinsam 
erarbeiteten informellen strategischen Dokumenten zur 
europäischen Raumentwicklung festgeschrieben (bisher: 

Europäische Raumentwicklungspolitik – ein zahnloser Tiger?

Europäisches Raumentwicklungskonzept 1999, Territoriale 
Agenda 2007, Territoriale Agenda 2011) und durch Projekte 
zur gemeinsamen Wissensbasis (ESPON) sowie zur gemein-
schaftlichen Umsetzung der Ziele der europäischen Rau-
mentwicklungspolitik begleitet (insbesondere INTERREG) 
(Schön 2019). Das aktuelle politische Strategiedokument zur 
europäischen Raumentwicklung ist die 2011 von den eu-
ropäischen Ministerinnen und Ministern für Raumentwick-
lung in Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommissi-
on verabschiedete Territoriale Agenda 2020. Dieses Papier 
dokumentiert die gegenwärtigen Herausforderungen einer 
gemeinsamen europäischen Raumentwicklungspolitik und 
stellt den  Handlungsrahmen zur Unterstützung des territo-
rialen Zusammenhalts und zur Erreichung der Ziele der Stra-
tegie Europa 2020 dar. Die Territoriale Agenda hat keinen 
bindenden Status und ist deshalb bei der Umsetzung ihrer 
Ziele vorrangig auf die Instrumente der integrierten räum-
lichen Planung und der territorialen Governance – im Sinne 
des Zusammenspiels rechtlicher, monetärer und diskursiver  
Instrumente der räumlichen Planung und der raumrelevan-
ten Fachpolitiken und Akteure – in den Mitgliedstaaten an-
gewiesen. Es greift eine weiche Form der Steuerung über 
Diskurse, Themen und offene Koordination (Durner et al. 
2011, Dühr 2017). 

An dieser Stelle lässt sich berechtigterweise die Frage stel-
len, inwiefern die europäische Raumentwicklungspolitik 
trotz fehlender rechtlicher und operativer Grundlagen auf 
nationale Planungssysteme und Praktiken einwirken kann. 
So wird der Einfluss der informellen europäischen Raum
entwicklungspolitik seit vielen Jahren durchaus kontrovers 
diskutiert. Während auf der einen Seite argumentiert wird, 
dass sich nationale Planungssysteme im europäischen  

Neue Akzente durch territoriale Governance

Kontext aufgrund ähnlicher räumlicher Herausforderun-
gen immer weiter angleichen, gehen andere weiterhin von  
einer Vielfalt und Ausdifferenzierung nationaler Planungs-
systeme und Praktiken aus. Eine Reduzierung der europäi-
schen Raumentwicklungspolitik allein auf die strategischen 
Diskurse zeichnet allerdings ein unzureichendes Bild über 
ihre tatsächlichen Handlungsspielräume. Zwar fehlt der 
europäischen Raumentwicklungspolitik im oben skizzier-
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ten engeren Sinne eine eigens abgesicherte Planungs- und 
Steuerungskompetenz für den europäischen Gesamtraum. 
Dennoch kann sie über unterschiedliche Kanäle und Maß-
nahmen der territorialen Governance die nationale und sub-
nationale Raumentwicklung in den Mitgliedsländern beein-
flussen. Wesentlich sind dabei drei Bereiche der territorialen 
Governance, in denen die EU agieren kann (Waterhout et 
al. 2009, Reimer et al. 2014): Erstens kann die EU über die 
Gesetzgebungen der raumbezogenen Fachpolitiken weit-
reichenden Einfluss auf die Ausgestaltung raumwirksamer 
Maßnahmen in den einzelnen Mitgliedsländern nehmen. 
Letztere sind verpflichtet, EU-Direktiven (z. B. EU-Wasserrah-
menrichtlinie oder Flora-Fauna-Habitat-Richtline) national 
umzusetzen. Die sektoral ausgerichtete EU-Fachgesetzge-
bung befördert allerdings nicht gerade eine querschnitts-
orientierte und integrierte Raumentwicklung (Fürst 2010). 
Über monetäre Anreizsysteme und Förderprogramme kann 

die EU außerdem einen erheblichen Einfluss auf die natio-
nale Raumentwicklung ausüben. Zu nennen sind hier vor 
allem die ausgereiften Instrumente der Strukturpolitik (zum 
Beispiel der Europäische Fonds für regionale Entwicklung). 
Drittens kann die EU – im Sinne einer paradigmatischen 
Steuerung – über programmatische Ansätze Entwicklungen 
in Europa forcieren, ohne dabei aber rechtsverbindliche Wir-
kung zu entfalten. In Bezug auf raumrelevante Fragen sind 
dies neben der bereits skizzierten europäischen Raument-
wicklungspolitik die europäische Stadtentwicklungspolitik 
mit der Leipzig Charta 2007 als wichtigstem Strategiedoku-
ment und dem derzeitigen Prozess zur Urban Agenda. So-
wohl die raumentwicklungspolitische Strategie (Arbeitstitel 
„Territoriale Agenda post-2020“) als auch die stadtentwick-
lungspolitische Strategie (Arbeitstitel „Leipzig Charta 2.0“) 
werden aktuell überarbeitet, um neue europäische Akzente 
in der Raum- und Stadtentwicklungspolitik zu setzen. 

Das europäische Raumbeobachtungsnetzwerk ESPON 
sammelt und analysiert europaweit raumbezogene Daten, 
um die Wissens- und Informationsgrundlagen der europäi-
schen Raumentwicklungspolitik zu verbessern (www.espon.
eu). Hierzu werden in verschiedenen Programmprioritäten 
Projekte ausgeschrieben, die an transnationale Konsortien 
vergeben werden. Den Schwerpunkt bilden Projekte der an-
gewandten Forschung zur räumlichen Entwicklung, Wettbe-
werbsfähigkeit und Kohäsion. Über diese sollen Erkenntnis-
se über räumliche Trends in Europa erzielt werden. Von 2016 
bis 2018 wurde im Rahmen von ESPON das Projekt „Compa-
rative Analysis of Territorial Governance and Spatial Planning 
Systems“ (ESPON COMPASS) durchgeführt. Das Projektkon-
sortium setzte sich aus einem Kernteam von Universitäten 
und Forschungseinrichtungen aus acht europäischen Län-
dern unter Federführung der TU Delft in den Niederlanden 
(Prof. Vincent Nadin) und einem erweiterten Netzwerk von 
Experten zu den nationalen Planungssystemen zusammen. 
Aus Deutschland waren die Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung (ARL) in Hannover und das ILS – Institut 
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung in Dortmund 
beteiligt.

COMPASS hat die Planungssysteme sowie die Praktiken 
territorialer Governance in allen 28 EU-Staaten sowie den 
vier ESPON-Partnerländern (Island, Norwegen, Schweiz, 

ESPON COMPASS – Comparative Analysis of Territorial  
Governance and Spatial Planning Systems

Liechtenstein) verglichen und damit einen aktuellen Über-
blick zum Stand der räumlichen Planung und territorialen 
Governance in Europa geschaffen. Der letzte umfassende 
Vergleich europäischer Planungssysteme wurde Ende der 
1990er-Jahre durchgeführt und deckte nur die damaligen 
15 EU-Mitgliedstaaten ab (European Commission 1997). 
Seitdem ist die EU auf 28 Mitgliedstaaten angewachsen und 
die europäische Territorial- und Kohäsionspolitik hat sich 
ebenso wie die Planungssysteme vieler europäischer Länder 
erheblich weiterentwickelt. Die hier vorgestellten Ergebnisse 
basieren wesentlich auf Expertenwissen: Nationale Experten 
mit umfassender Erfahrung zum  jeweiligen Planungssys-
tem, der Praxis territorialer Governance und den Wechsel-
wirkungen mit raumrelevanten EU-Gesetzgebungen und 
-politiken haben zum Projekt beigetragen, indem sie einen 
umfassenden qualitativen Fragebogen zum jeweiligen Pla-
nungssystem schriftlich beantwortet haben. Zur Validierung 
der Ergebnisse wurden diese in jedem Land mit weiteren Ex-
perten aus Planungswissenschaft und -praxis diskutiert und 
haben einen standardisierten Prozess der Qualitätskontrolle 
durch das COMPASS-Konsortium durchlaufen. 

Von früheren Studien unterscheidet sich das COMPASS-Pro-
jekt darin, dass es den Schwerpunkt nicht nur auf eine Mo-
mentaufnahme legt, sondern vor allem die Veränderungen 
zwischen 2000 bis 2016 in den Blick nimmt und herausar-
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beitet, ob und inwiefern diese Änderungen auf den Einfluss 
der europäischen territorialen Governance zurückgeführt 
werden können. Darauf aufbauend werden Empfehlungen 

für die regionale und nationale Raumentwicklungspolitik 
abgeleitet. 

Der Einfluss europäischer territorialer Governance auf die  
nationalen Planungssysteme und  -praktiken in Europa

Das COMPASS-Projekt zielte darauf ab, den Einfluss der Eu-
ropäischen Union auf nationale Planungssysteme und -prak-
tiken zu untersuchen. Das COMPASS-Projekt basiert auf fol-
gendem Grundverständnis: „European territorial governance  
is a set of simultaneous processes of (i) downloading of rules, 
policies and ideas from EU institutions to national systems; 
(ii) uploading of ideas and approaches from the systems to 
the EU level; and (iii) horizontal cross-influence of domestic 
systems through cooperation platforms set by the EU.” Die 
europäische territoriale Governance ist also keine „Einbahn-
straßenpolitik”, da auch die einzelnen Mitgliedstaaten Ideen, 
Konzepte und Strategien der Raumentwicklung aus ihrem 
jeweiligen nationalen Kontext in den supranationalen stra-
tegischen Diskurs einbringen. Die horizontale Vernetzung 
der einzelnen Länder setzt darüber hinaus Lernprozesse in 
Gang, die sowohl in die jeweilige nationale Raumentwick-
lung als auch in supranationale Diskurse einfließen können. 

Sechs Typen von Einflüssen der  
europäischen territorialen Governance 
Im COMPASS-Projekt wurden insgesamt sechs Typen von 
Einflüssen der europäischen territorialen Governance un-
terschieden, die die Analyse angeleitet haben (vgl. Abbil-
dung 1). Als Top-down-Einflüsse gelten die europäische 

Gesetzgebung in einzelnen Sektoren (A. strukturelle Ein-
flüsse), die mit monetären Anreizsystemen unterlegten 
europäischen Politiken, insbesondere die Strukturpolitik 
(B. instrumentelle Einflüsse) und die europäischen Diskur-
se mit explizitem Raumbezug (C. diskursive Einflüsse). Hier 
wirkt die EU auf die Mitgliedstaaten. Darüber hinaus gibt es 
Bottom-up-Einflüsse, bei denen die Mitgliedstaaten auf die 
EU-Ebene einwirken. Diese werden in jene unterteilt, die 
über den nationalen (und subnationalen) Diskurs raumbezo-
gene Themen in die europäischen Diskursarenen hineintra-
gen (D) und solche, die über experimentelle Praktiken (E) in 
den einzelnen Mitgliedstaaten Erfahrungswerte einbringen. 
Letztlich stellt auch der horizontale Austausch über euro-
päische Plattformen (F) Möglichkeiten zum Erfahrungsaus-
tausch dar, die ebenfalls Eingang in die europäische Raum
entwicklung finden können. 

Auf Basis dieser Typisierung hat COMPASS die wechselseiti-
gen Einflüsse der europäischen territorialen Governance in 
32 europäischen Ländern analysiert (mit einem Fokus auf 
die Typen A bis D). Zunächst verdeutlichen die Ergebnisse 
des Projektes, dass der Einfluss der europäischen territoria-
len Governance auf die nationalen Planungssysteme nicht 
einheitlich ist. Die nachfolgenden Abschnitte fassen not-
wendigerweise stark vereinfacht wesentliche Trends zusam-

1

Typisierung von Einflüssen der europäischen territorialen Governance,

Quelle: ESPON COMPASS 2018, S. 43 (basierend auf Cotella/Janin Rivolin 2015)

Type of influence Direction Driver of change Mechanism of change

A. Structural
Top-down 
(EU  Member states)

Rules Legal conditionality

B. Instrumental Funds Economic conditionality

C. Top-down discursive Expert knowledge Cognitive persuasion

D. Bottom-up discursive Bottom-up 
(Member states  EU)

Expert knowledge Cognitive persuasion

E. Practical Interactive knowledge Social learning

F. Horizontal Horizontal 
(Member state  Member state(s)) Interactive knowledge Social learning
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men, ohne auf die Bandbreite an Variationen innerhalb Euro-
pas eingehen zu können.    

Top-down-Einflüsse der EU auf Planungs- 
systeme vor allem in osteuropäischen  
Mitgliedstaaten sichtbar
Die Analyse zeigt, dass die europäische Gesetzgebung und 
die damit verbundenen Richtlinien die räumliche Planung 
in allen Mitgliedstaaten beeinflussen. Beispiele hierfür sind 
vor allem die Umsetzung umweltpolitischer Richtlinien 
wie die EU-Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG), die Flo-
ra-Fauna-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) oder die Richtlinie 
zur strategischen Umweltprüfung (2001/42/EG). Es zeigt 
sich allerdings auch, dass hieraus folgende grundlegende 
strukturelle Veränderungen des jeweiligen administrativen 
Aufbaus der Planungssysteme und die Verteilung der Pla-
nungskompetenzen vorwiegend in den osteuropäischen 
Ländern nachweisbar sind. In anderen Ländern ist der struk-
turelle Einfluss hingegen geringer. So besteht beispielsweise 
in Deutschland ein gewachsenes und folglich stabiles Pla-
nungs- und Verwaltungssystem, welches neue Anforderun-
gen der EU-Gesetzgebung aufgreift, indem beispielweise 
Planungsverfahren angepasst werden. Es ist hier aber nicht 
zu grundlegenden strukturellen Veränderungen des Pla-
nungssystems gekommen. 

Finanzielle Instrumente als  
wesentliche Stellschraube der  
europäischen territorialen Governance
Ein etwas anderes Bild zeigt sich, wenn die raumbezogenen 
Politikansätze  der EU betrachtet werden. Die mit investiven 
Mitteln (wie den Strukturfonds) hinterlegten Instrumente 
entfalten konkrete Wirkungen in allen Mitgliedstaaten. Dies 
gilt vor allem für die europäische Kohäsions- und Struktur-
politik. Insgesamt zeigt sich, dass die investiven Anreize über 
die verschiedenen europäischen Förderprogramme eine we-
sentliche Stellschraube im Rahmen der europäischen ter-
ritorialen Governance sind. Auch hier lässt sich festhalten, 
dass gerade in osteuropäischen Ländern die Bereitschaft 
für strukturelle Anpassungen, wie etwa neue regionale Zu-
schnitte im Sinne einer Harmonisierung von Fördermittel

politik und regionaler Entwicklung, deutlich ausgeprägter ist 
als beispielsweise in den nord- oder nordwesteuropäischen 
Staaten. 

Diskursive Einflüsse sowohl Top-down wie 
Bottom-up vergleichsweise schwach
Deutlich diffuser stellt sich der Einfluss europäischer Diskurse 
zur Raumentwicklung auf die nationalen Planungssysteme 
und  praktiken dar. Damit sind vor allem die informellen und 
auf eine beispielhafte Wirkung ausgerichteten Strategien 
und Konzepte der europäischen Raumentwicklung gemeint, 
zum Beispiel die oben genannte Territoriale Agenda. Gene-
rell zeigt sich, dass die Inhalte der europäischen Strategien 
in den nationalen Planungsdokumenten entweder über di-
rekte Bezüge zu den strategischen Dokumenten der EU oder 
indirekt über einzelne Themen, Begrifflichkeiten und Kon-
zepte im Sinne einer „europäischen Raumentwicklungsrhe-
torik“ aufgegriffen werden. Die nicht explizit auf die Raum
entwicklung ausgerichteten Strategie-Dokumente, wie die 
Europa 2020-Strategie und Lissabon-Strategie, stellen einen 
bedeutenden Referenzrahmen für die nationalen  Planungs-
dokumente  dar. Die Leipzig Charta und der aktuelle Diskurs 
zur Urban Agenda beeinflussen alle räumlichen Ebenen, 
insbesondere die lokale Ebene, zunehmend. Dahingegen 
ist der Einfluss der raumentwicklungspolitischen Dokumen-
te schwächer und teils gesunken: Obwohl das Europäische 
Raumentwicklungskonzept (EUREK) aus dem Jahr 1999 das 
erste und älteste raumentwicklungspolitische Strategie
papier der EU ist, hat es einen stärkeren und nachhaltigeren 
Einfluss auf die weitere Diskussion zur europäischen Raum
entwicklung hinterlassen als seine Nachfolgedokumente, 
die Territorialen Agenden 2007 und 2011. 

Diese Top-down-Wirkungsbereiche werden ergänzt durch 
Bottom-up-Prozesse, in denen strategische Konzepte wie 
nationale und regionale Raumentwicklungsstrategien  und 
deren Begrifflichkeiten in den supranationalen Diskurs in-
tegriert werden. Vor allem die rotierende EU-Ratspräsident-
schaft bietet den einzelnen Staaten die Möglichkeit, die 
europäische Raumentwicklungspolitik Bottom-up mitzuge-
stalten. 
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In diesem Abschnitt wird das deutsche Planungssystem im 
Hinblick auf seine Empfänglichkeit für den Einfluss europä-
ischer Gesetze, Politiken und Diskurse betrachtet. Welche 
Entwicklungen zeigen sich auch in anderen europäischen 
Ländern? Wo weisen die Entwicklungen in Deutschland Be-
sonderheiten auf und worauf sind diese zurückzuführen? 

Struktureller Einfluss auf Planungs- 
verfahren durch EU-Umweltgesetzgebung 
Das System der formellen raumbezogenen Planung in 
Deutschland ist in seinen wesentlichen Grundzügen in den 
1960er- und 1970er-Jahren entstanden. Seitdem sind die In-
strumente und Verfahren fast unverändert geblieben, es gab 
lediglich punktuelle Modifikationen (Blotevogel et al. 2014; 
Danielzyk/Münter 2019). Wesentliche Anpassungen in den 
letzten Jahren sind dabei auf Regelungen der EU zurück-
zuführen. Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern 
haben die Einflüsse durch die EU zwar nur zu Anpassungen 
innerhalb eines gereiften Systems, nicht aber zu deutlichen 
Systembrüchen geführt. Dennoch sind die Einflüsse der eu-
ropäischen Gesetzgebung heute insbesondere durch die 
EU-Umweltgesetzgebung in Planungsverfahren allgegen-
wärtig und verlangen zum Teil ein verändertes Planungs-
verständnis. So nimmt die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 
(92/43/EWG) im deutschen Planungssystem eine Sonderstel-
lung ein, indem für die Flächen des Natura-2000-Netzes ein 
Verschlechterungsverbot des ökologischen Zustandes gilt, 
welches den ansonsten üblichen Abwägungsspielraum zwi-
schen ökologischen, ökonomischen und sozialen Belangen 
erheblich einschränkt (Chilla/Kühne/Neufeld 2016: 63 f.). Zu-
dem ging die Umsetzung der EU-Richtlinie zur strategischen 
Umweltprüfung (2001/42/EG) in nationales Recht auf allen 
räumlichen Ebenen mit Erweiterungen der Planungsverfah-
ren sowie weitaus umfassenderen Begründungs- und Betei-
ligungspflichten einher (Danielzyk/Münter 2019).

„By-passing“ formeller Planungsstrukturen 
infolge monetärer Anreizsysteme der EU
Wie auch in den meisten anderen europäischen Ländern 
hat von den EU-Sektorpolitiken in Deutschland die Struk-
turpolitik den größten Einfluss auf die Raumentwicklung. Im 
Gegensatz zu vielen osteuropäischen Ländern ist diese aber 
nicht mit dem formellen Planungssystem verzahnt, sondern 
unterstützt vor allem informelle, handlungsorientierte For-
mate der Raumentwicklung, insbesondere auf der lokalen 

Auswirkungen europäischer territorialer Governance  
auf das deutsche Planungssystem

und regionalen Ebene. Es kommt dabei zu einer Ergänzung 
wie auch zu einem „By-passing“ formeller Planungsstruktu-
ren (Blotevogel/Danielzyk/Münter 2014: 102). Beispiele da-
für sind Agenturen der Regionalentwicklung, die ihre viel-
fältigen Strategien, Ansätze und Projekte mit dem Zugang 
zu Fördermitteln unterlegen können und sich selbst vielfach 
aus diesen (teil-)finanzieren. Dabei spielen insbesondere die 
Mittel aus den EU-Strukturfonds eine große Rolle. Das macht 
diese handlungsorientierten Ansätze für die beteiligten Ak-
teure häufig attraktiver als formelle Planungsinstrumente. 
Insoweit hat die EU zwar nur relativ geringen Einfluss auf das 
integrative formelle Planungssystem, nimmt aber stärkeren 
Einfluss auf die Strategien der Raumentwicklung durch die 
Definition von Förderbedingungen, der zu beteiligenden 
Akteure, der Organisationsformen usw. (Danielzyk/Münter 
2019).

Leipzig Charta ist einflussreichstes europä-
isches Strategiedokument in Deutschland
In Bezug auf die europäischen Strategiedokumente und 
damit einhergehende Diskurse zur Raumentwicklung liegt 
Deutschland bezüglich des Top-down-Einflusses überwie-
gend im oben skizzierten europäischen Trend: Auch in 
Deutschland haben die stadtentwicklungspolitischen Do-
kumente, insbesondere die Leipzig Charta, einen größeren 
Einfluss auf die Planungspraxis als die übergeordneten Stra-
tegie-Dokumente der EU und die raumentwicklungspoliti-
schen Dokumente. Die Verabschiedung der Leipzig-Charta 
unter der Deutschen Ratspräsidentschaft 2007 hat auch den 
nationalen Diskurs zur integrierten Stadtentwicklung be-
fördert; sie war der Startpunkt für die „Nationale Stadtent-
wicklungspolitik“ in Deutschland. Diese setzt die Inhalte der 
Leipzig Charta im Sinne einer integrierten Stadtentwicklung 
in Deutschland unter Beteiligung von Akteuren aus Politik, 
Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
aller räumlichen Ebenen um. 

Deutschland gestaltet europäische  
Diskurse zur Raumentwicklung mit 
Auch in Deutschland wurde ein Bottom-up-Einfluss auf 
die europäischen Diskurse zur Raumentwicklung vorran-
gig im Zuge der EU-Ratspräsidentschaften erzielt. Viele 
der strategischen Dokumente zur europäischen Stadt- und 
Raumentwicklungspolitik wurden unter deutscher Ratsprä-
sidentschaft verabschiedet: Das EUREK 1999, die Leipzig 
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Charta 2007 sowie die Territoriale Agenda 2007. In diese 
Dokumente sind zahlreiche Ideen aus Deutschland einge-
flossen – wie zum Beispiel das Leitbild der polyzentralen 
Raumentwicklung in das EUREK. Gleichwohl war die Erarbei-
tung dieser Strategien ein mehrjähriger gemeinschaftlicher 
Prozess der EU-Mitgliedstaaten, sodass der Einfluss einzelner 
Mitgliedstaaten nur schwerlich zu messen ist. Gegenwär-

tig ist absehbar, dass Deutschland mit der bevorstehenden 
EU-Ratspräsidentschaft 2020 die Debatte zur europäischen 
Stadtentwicklungspolitik mit einer Leipzig Charta 2.0 neu 
beleben möchte (Eltges/Weigel 2017) und auch die Verab-
schiedung der Territorialen Agenda „post-2020“ in diese 
Ratspräsidentschaft fallen wird.  

In diesem Beitrag stand die Frage im Vordergrund, ob und 
wie sich die europäische territoriale Governance auf natio-
nale Planungssysteme und -praktiken auswirkt und ob sich 
– anknüpfend an das 1997 erschienene EU Compendium of 
Spatial Planning Systems and Policies – für die vergangenen 
20 Jahre wesentliche Veränderungen abbilden lassen. Der 
Anspruch der europäischen Raumentwicklungspolitik spie-
gelt sich deutlich in den entsprechenden strategischen Do-
kumenten wider (EUREK, Territoriale Agenda), wobei jedoch 
ihre direkte Wirkung und Durchsetzung in die nationalen 
Diskurse und Praktiken nicht immer eindeutig ist. Es hat sich 
gezeigt, dass die europäische Raumentwicklungspolitik erst 
über das komplexe Zusammenspiel von strategischen Dis-
kursen, monetären Anreizsystemen und rechtsverbindlichen 
Direktiven Wirksamkeit im Sinne einer europäischen terri-
torialen Governance entfaltet. Dennoch bietet aktuell die 
Weiterentwicklung und Umsetzung der Territorialen Agenda 
2020 eine Gelegenheit, um die zukünftige strategische Aus-
gestaltung der europäischen Raumentwicklungspolitik im 
Sinne einer integrierten europäischen territorialen Gover-
nance wirksamer zu machen. Dühr weist zurecht darauf hin, 
dass die Territoriale Agenda 2020 ihre angestrebte Raum-
wirksamkeit nicht gänzlich entfalten konnte (Dühr 2017). 

Vor diesem Hintergrund leitete das ESPON COMPASS-Projekt 
politische Empfehlungen zur Stärkung der räumlichen Pla-
nung und territorialen Governance in der EU und in ihren 
Mitgliedstaaten ab. Einen wesentlichen Schwerpunkt bil-
den Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Territorialen 
Agenda 2020 und ihrer Umsetzung („Develop a strong Ter-
ritorial Agenda for Europe post-2020 – and apply it“). Die-
se Empfehlungen (vgl. Abb. 2) richten sich überwiegend an 
das „Network of Territorial Cohesion Contact Points“ (Netz-

Fazit

werk der Kontaktstellen für den territorialen Zusammenhalt,  
NTCCP), dem Kommunikations- und Koordinationsgremium 
der EU und ihrer Mitgliedstaaten zu Fragen des territorialen 
Zusammenhalts. Das NTCCP wurde im Jahr 2007 eingerich-
tet, um die für Raumentwicklungspolitik zuständigen Minis-
terinnen und Minister bei der Umsetzung der Territorialen 
Agenda zu unterstützen. Es organisiert die (informellen) 
Ministertreffen zur Raumentwicklung im Rahmen der Rats
präsidentschaften und dient dem Austausch von Wissen 
und Erfahrungen sowie Vorschlägen der EU und der Mit-
gliedstaaten zum Konzept des territorialen Zusammenhaltes 
und seiner Umsetzung und sichert die Kommunikation und 
Koordination zwischen den an der TA beteiligten Akteuren. 
Das NTCCP setzt sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten, der 
Beitritts- und Gastländer sowie den Institutionen der EU und 
weiteren territorialen Akteuren zusammen.

ESPON COMPASS empfiehlt dem NTCCP, die Territoriale 
Agenda auf Basis eines überzeugenden Narratives substan-
ziell zu überarbeiten, damit sie von hochrangigen Politikern 
und den Medien aufgenommen wird und „in einer Liga” mit 
weitaus einflussreicheren strategischen Dokumenten, wie 
der “New Urban Agenda” und den “Sustainable Develop-
ment Goals” der UN spielen kann. Die Ergebnisse von ESPON 
COMPASS zeigen, dass der Einfluss des Europäischen Raum
entwicklungskonzeptes (EUREK) 1999 auf die räumliche 
Planung in den Mitgliedstaaten sehr viel größer war als es 
heute der Einfluss der Territorialen Agenda ist. Die Überar-
beitung der Territorialen Agenda sollte daher an diese Stär-
ken des EUREK anknüpfen. Zur Erarbeitung und Umsetzung 
einer neuen Territorialen Agenda ist sowohl eine engere Ver-
zahnung mit der räumlichen Planung und den Herausfor-
derungen der Raumentwicklung in den Mitgliedstaaten als 
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auch den Interessen der raumrelevanten Fachpolitiken not-
wendig. Hierzu ist ein erneuter Dialog der Mitgliedstaaten 
und der EU zum Verhältnis zwischen sektoraler Politik und 
Raumentwicklungspolitik wünschenswert (ESPON COMPASS 
2018: 85–87). Abbildung 2 fasst abschließend die Empfeh-
lungen von ESPON COMPASS zur Entwicklung und Umset-

zung einer Territorialen Agenda für Europa auch nach 2020 
zusammen. Sie sollen einen Beitrag leisten auf dem Weg zu 
einer starken europäischen territorialen Governance, die 
über eine engere Verzahnung und Koordination der euro-
päischen Raumentwicklungspolitik mit der Kohäsionspolitik 
schlagkräftiger wird. 

Empfehlung Erläuterung Adressat

Entwicklung eines überzeugenden 
Narratives

n Es ist ein neues und zeitgemäßes Narrativ notwendig, welches geeignet sein muss, von 
hochrangigen Politikern und Medien aufgegriffen zu werden.

NTCCP

n Dieses Narrativ sollte mit klaren Zielen und übergeordneten Leitprinzipien verknüpft wer-
den, die sich für ein kontinuierliches Monitoring (auch im Rahmen von ESPON) eignen.

n Um Aufmerksamkeit auf nationaler Ebene zu erzielen, sollte der Fokus auf einflussreichen 
europäischen Politiken liegen, die TA spezifischer in ihren Zielen sein und zugleich auch 
lokale Belange besser berücksichtigen.

Fokus auf die co-creation und  
co-application der TA

n Um eine große Akzeptanz der TA zu erreichen, ist einer Einbindung aller relevanten 
Akteure bei der Erarbeitung der TA notwendig (EU-Sektorpolitiken, hochrangige nationale 
Akteure, auch aus den raumrelevanten Sektorpolitiken, regionale und lokale Akteure). 

NTCCP

n Dies kann politische Aufmerksamkeit für die TA generieren, auf jeden Fall wird aber die 
Umsetzung erleichtert, wenn alle zentralen Akteure bereits an der Erarbeitung beteiligt 
waren. 

n Ein Vorbild für einen Co-creation-Prozess könnte der „Partnerschaften“-Ansatz, welcher der 
Umsetzung des „Paktes von Amsterdam“ in der europäischen Stadtentwicklungspolitik 
dient, sein. Die Partnerschaften könnten durch ESPON „Targeted Analyses“ unterstützt 
werden. 

„Be as visionary and concreate  
as the ESDP”

n Das Europäische Raumentwicklungskonzept wurde in der räumlichen Planung wesentlich 
stärker adaptiert als die Territorialen Agenden.  

NTCCP

Dialog mit den raumrelevanten  
Fachpolitiken stärken 

n Ansätze, um den Dialog zwischen europäischer Raumentwicklungspolitik und den raum-
relevanten Fachpolitiken zu stärken, sollten wiederaufgegriffen und erweitert werden.

NTCCP

Arbeitsgruppe des Rates der EU n Die Einsetzung einer Arbeitsgruppe des EU-Rates zur Raumentwicklungspolitik oder zum 
territorialen Zusammenhalte oder sollte geprüft werden. Die Idee einer solchen Arbeits-
gruppe besteht seit langem, wurde aber bisher nicht implementiert. 

NTCCP

Nationale „Hausaufgaben“ n Eine Umsetzung einer neuen TA kann nicht ohne die breite Unterstützung in den Mitglied-
staaten der EU gelingen. 

NTCCP

n Der Dialog mit den Akteuren auf allen Ebenen (nationale Fachpolitiken, regionale und 
lokale Ebene) über die Territoriale Agenda ist eine wesentliche Voraussetzung für deren 
Umsetzung.

Anreize zur Umsetzung der TA n Ergänzend sollten Anreize geschaffen werden, um die Umsetzung der TA zu unterstüt-
zen; z. B. finanzielle Unterstützung und/oder einfacherer Zugang zu Informationen und 
Entscheidungsprozessen 

Alle politischen 
Ebenen

n Die konkrete Ausgestaltung der Anreize in den Mitgliedstaaten hängt vom jeweiligen 
Planungssystem ab.

n Beispiele für mögliche Anreize
– Weicher Anreiz: Auslobung eines Preises für das beste Planungsdokument auszuloben,  

welches die Ziele der TA aufgreift 
– Finanzielle Anreize: Europäische Struktur- und Investitionsfonds könnten thematische  

Ziele der TA adressieren

Ausbildung von Planerinnen und Planern n Um die Wahrnehmung der TA und das Wissen um diese zu erhöhen, sollte diese europa-
weit verstärkt in der Ausbildung von Planern und Geographen thematisiert werden.

Hochschulen

2

Empfehlungen zur Entwicklung und Umsetzung einer überzeugenden Territorialen Agenda für Europa „nach 2020“

Quelle: nach ESPON COMPASS (2018): 85–87
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